
— entsprechend der zweiten Alternative — der finan­
zielle Gegenwert festgestellt und eingezogen werden. In 
der Strafverfolgungspraxis spielen die Probleme der 
zweiten Alternative eine größere Rolle.
Gegenwert i. S. des § 16 Abs. 2 ZollG ist der in Mark 
der DDR zu beziffernde Betrag, der als Entgelt bei der 
Veräußerung erzielt wurde und damit an die Stelle der 
vom Täter oder Teilnehmer nicht mehr einziehbaren 
Waren getreten ist. Dabei ist es unerheblich, ob die 
•Höhe des Gegenwertes den geltenden . Preisbestimmun­
gen entspricht oder ob diese über- oder unterschritten 
werden./6/ Aus diesem Grund sind auch Einwände, daß 
bei solchen „An- und Verkaufsgeschäften“ Preisbestim­
mungen nicht überschritten worden sind, für die Ein­
ziehung bedeutungslos. Die Ermittlungen sind in diesen 
Fällen besonders auf solche Handlungen und Beweis­
tatsachen zu konzentrieren, die für die Feststellung der 
t a t s ä c h l i c h e n  Höhe der erzielten Erlöse am be­
weiskräftigsten sind. Da es sich um einen Wertersatz 
finanzieller Art handelt, ist rechtzeitig zu prüfen, welche 
strafprozessualen Maßnahmen (z. B. Beschlagnahme und 
Arrest) zur Sicherung geeigneter Vermögenswerte des 
Beschuldigten möglich.und notwendig sind.
Der An- und Verkauf von Waren, die nach § 16 ZollG 
der Einziehung unterliegen, ist oft mit einem spekula­
tiv erzielten Gewinn verbunden. Der Gegenwert i. S. des 
§ 16 Abs. 2 ZollQ wird jedoch unabhängig davon ein­
gezogen, ob und in welcher Höhe ein Gewinnanteil 
darin enthalten ist Für den Gewinn, der stets nur Teil 
des Gegenwerts sein kann, gibt es keine besondere 
Einziehungsvorschrift. Aus diesem Grund ist es falsch, 
wenn der Erlös aus dem Verkauf zollhehlerisch erlang­
ten Waren mit der Begründung nicht eingezogen wird, 
ein Gewinn sei nicht erzielt worden.
Die Ersatzwerte nach § 16 Abs. 2 ZollG werden nur ein­
gezogen, wenn es nicht möglich ist, die Ware selbst ein­
zuziehen. Deshalb verbietet es sich, beide Maßnahmen 
gleichzeitig gegen ein und denselben Rechtsverletzer 
wegen derselben Tat anzuwenden. In diesem Faß kann 
entweder nur die Ware oder nur ihr Gegenwert einge­
zogen werden. Das Verbot der Doppeleinziehung wird 
jedoch nicht berührt, wenn einerseits vom „Besitzer“ 
die Ware und andererseits vom „Verkäufer“ der ent­
sprechende Gegenwert eingezogen wird. Dies wird be­
sonders beim Zusammenwirken in einer Gruppe nach 
§ 12 Abs. 2 Ziff. 4 ZollG zuweilen übersehen. Insbeson­
dere gilt das auch für sog. Kettenverkäufe, bei denen 
von jedem Verkäufer der erzielte Erlös festgestellt und 
als Gegenwert eingezogen werden kann, unbeschadet 
dessen, ob es (noch) möglich ist, die Ware einzuziehen. 
Bei Gruppendelikten oder Zollhehlerei kann es zu zeit­
lich und örtlich getrennten Strafverfahren kommen, ob­
gleich sich der Gegenstand der Straftaten in allen Ver­
fahren ganz oder teilweise auf dieselben Waren er­
streckt. In solchen Fällen ist es unzulässig, in allen Ver­
fahren auf Einziehung der Waren zu erkennen. Nur in 
denjenigen Verfahren, in denen die Waren beschlag­
nahmt wurden, sollten sie auch eingezogen Werden. In 
allen anderen Verfahren kann auf Ersatzeinziehung ge­
mäß § 16 Abs. 2 ZollG erkannt werden.
Soweit die Waren wegen vollendeter ungenehmigter 
Ausfuhr, natürlichen Verbrauchs, Verlustes oder aus 
sonstigen Gründen nicht mehr eingezogen werden kön­
nen, kann nur auf Ersatzeinziehung erkannt werden. 
Schließlich ist noch zu klären, welche Ersatzwerte ein­
gezogen werden können, wenn infolge Eigenverbrauchs
Kl Die Möglichkeit eines Preisdelikts ist allerdings nicht aus­
geschlossen, wenn der Betrag unter Verletzung von Preis­
bestimmungen vereinnahmt wurde. Der Mehrerlös muß je­
doch erheblich i. S. des § 170 Abs. 1 Ziff. 1 StGB sein. Vgl. 
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der Ware oder durch die auf sonstige Weise erfolgte 
Wertzueignung ein Gegenwert in Form von Bargeld 
nicht erzielt worden ist. Da es spezielle Rechtsvorschrif­
ten für diese Fälle nicht gibt, kann bei der Wertermitt­
lung grundsätzlich nur auf die Bewertungsgrundlagen 
zurückgegriffen werden, die für die nichtkommerzielle 
Warenbewegung über die Zollgrenzen gültig sind./7/ Die 
daraus abzuleitenden Bewertungsgrundsätze beruhen 
auf den zur Tatzeit in der DDR gültigen Einzelhandels­
verkaufspreisen (EVP). Es ist daher unzulässig, bei der 
Wertermittlung von Sch Windelkursen oder anderen der 
Währungsparität der DDR zuwiderlaufenden Berech­
nungen auszugehen.
Besteht kein EVP, so gilt der Preis eines vergleichbaren 
Gegenstandes. Der Wert k a n n  geschätzt werden. Da­
gegen muß der Wert geschätzt werden, wenn kein EVP 
besteht und wenn auch keine vergleichbaren Gegen­
stände vorhanden sind, für die Preisbestimmungen be­
stehen (z. B. bei Antiquitäten). Wie die Praxis zeigt, ist 
es nicht möglich, von Katalogwerten auszugehen (z. B. 
Münzkataloge, Briefmarkenkataloge), weil diese infolge 
ihres anderen Bestimmungszweckes überwiegend von 
den realen Handelswerten erheblich abweichen.
Es entspricht den Leitungsdokumenten zur höheren 
Wirksamkeit des Strafverfahrens vom 7. Februar 1973 
(NJ-Beilage 1/73 zu Heft 5), daß erforderliche Beratun­
gen mit Sachverständigen rechtzeitig erfolgen. Die Fest­
stellungen des Sachverständigen zum Ersatzwert sollen 
sich auf das notwendige Maß beschränken. Auf den für 
die Wertfeststellung nicht erforderlichen Aüfwand, auf 
schriftliche oder mündliche Wiederholungen zum be­
reits bekannten Sachverhalt sowie auf andere, für die 
Beweisführung nicht notwendige Darstellungen ist zu 
verzichten. Die Konzentration auf das Wesentliche gilt 
auch für Fälle, in denen eine sachkundige handelspoli­
tische Einschätzung der ungenehmigten Warenbewe­
gung erforderlich ist.

Zur selbständigen Einziehung gemäß § 16 Abs. 3 ZollG
Die selbständige Einziehung dient vorrangig der Ge­
währleistung von Ordnung und Sicherheit im grenz­
überschreitenden Warenverkehr. Sie wird unabhängig 
davon angewandt, ob eine individuelle straf- oder ord­
nungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit festgestellt 
wird oder nicht. § 16 Abs. 3 ZollG ermöglicht, auch bei 
fehlender Schuldfähigkeit, bei Freispruch oder bei 
Handlungen unbekannter Täter einen objektiv gesetz­
widrigen Zustand aufzuheben. Das gleiche gilt auch bei 
festgestellter strafrechtlicher Verantwortlichkeit, wenn 
von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
gemäß § 25 StGB abgesehen wird.
Der Staatsanwalt sollte die Anwendung des § 16 Abs. 3 
ZollG prüfen und sie ggf. der zuständigen Zollverwal­
tung Vorschlägen, wenn er das Ermittlungsverfahren 
gemäß § 148 Abs. 1 StPO einstellt/8/ oder die Sache 
nach §§ 149, 58 StPO an ein gesellschaftliches Gericht 
übergibt. (Die gesellschaftlichen Gerichte haben keine 
Einziehungsbefugnis.)
Die für den Nachweis der ungenehmigten Warenbewe­
gung erforderlichen Ermittlungsunterlagen sind der 
Zollverwaltung bis zur Rechtskraft des Einziehungs­
entscheids zur Verfügung zu stellen. Diese ist für die

M Nach § 3 Abs. 1 der AO über die Erhebung von Gebühren 
für die Erteilung von Genehmigungen zur Aus- und Einfuhr 
von Gegenständen im ’ grenzüberschreitenden Reiseverkehr 
— Genehmigungsgebührenordnung — vom 12. Dezember 1968 
(GBl. ET S. 1063) i. d. F. der AO Nr. 3 über die Erhebung von 
Gebühren für die Erteilung von Genehmigungen zur Aus- und 
Einfuhr von Gegenständen im grenzüberschreitenden Reise­
verkehr — 2. Änd. der Genehmigungsgebührenordnung — vom 
24. Juni 1971 (GBl. n S. 481) ist der Wert nach den in der DDR 
gültigen Einzelhandelsverkaufspreisen zu errechnen bzw. zu 
schätzen.
/8/ Analog gilt das auch für Einstellungen und vorläufige 
Einstellungen der Untersuchungsorgane nach §§ 141, 143 StPO.
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